23. Freitag 


den 28. Januar 1848. 


Druck und Verlag der Hof-Buchdruckerei von 


Inland. 


Berlin, den 26. Jan. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Den bisherigen Berggerichts⸗Rath und Bergrichter Wiesner zu Waldenburg zum 
Ober⸗Bergrath und Juſtitiar bei dem Ober-Bergamte zu Dortmund zu ernennen; 
und dem Kaufmann und Stadtverordneten Wilhelm Holfelder zu Berlin den 
Charakter als Kommerzien⸗Rath zu verleihen. 


— 


Der Königliche Hof legt morgen für Se. Majeftät den König von Dänemark 
die Trauer auf drei Wochen an. 


Ihre Großherzogliche Hoheit die Herzogin von Sachſen-Koburg⸗ 
Gotha, und Se. Durchlaucht der Prinz Leopold von Sachſen⸗Koburg⸗ 
Gotha ſind von Koburg hier angekommen. — Der General⸗Major und Gene⸗ 
ral⸗Adjutant Sr. Hoheit des Herzogs von Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, von Alvens⸗ 
leben, iſt von Koburg hier angekommen. — Se. Excellenz der Herzoglich Anz 
halt⸗Deſſauiſche Wirkliche Geheime Rath und Regierungs⸗Präſident, Dr. von 
Morgenſtern, iſt nach Deſſau abgereiſt. 


Ständiſche Angelegenheiten. 


Vierte Sitzung des Vereinigten ſtändiſchen Ausſchuſſes. 
(20. Januar.) Schluß.] 19 

Ferner ſteht mit meiner ausgeſprochenen Ueberzeugung nicht im Wider⸗ 
ſpruch die Anerkennung der Möglichkeit, daß irgend einmal ein Zuſtand 
eintreten könne, in welchem es zuläſſig und dann auch räthlich ſein würde, 
die Todesſtrafe abzuſchaffen. Wer mag ſich vermeſſen, über Das, was noch 
im Reiche möglicher Zukunft liegt, ett abzuſprechen? Wenn man aber dieſe 
Ausſicht ſo ausgebildet hat, daß man Das, was in Zukunft vielleicht einmal 
möglich ſein wird, gleich jetzt thun könne, ſo halte ich das für einen Irrthum. 
Wenn ich ſage, es iſt denkbar, daß eine ſolche Zeit kommen werde, wo man 
ohne Vedenken die Todesſtrafe aufheben kann, ſo ſetzt dieſes als Bedingung 
des öffentlichen Zuſtandes die allgemeine Verbreitung eines ſittlichen Bildungs⸗ 
grades voraus, die wir jetzt nicht als vorhanden anerkennen können, unter 
welcher Vorausſetzung allein aber ohne Gefahr die Abſchaffung der Todes⸗ 
firafe beſchloſſen werden könnte. Daß dieſe Auffaſſung der Sache die richtige 
iſt, haben im J. 1843 die verſchiedenen Landtage der Provinzen dadurch 
anerkannt, daß nicht in einem dieſer Landestheile durch Stimmenmehrheit die 
Abſchaffung der Todesſtrafe bevorwortet worden iſt. Aus dieſen Gründen 
alſo muß ich wünſchen, daß in dieſer Rückſicht dem Entwurf beigetreten werde. 

Der Marſchall ſtellt endlich die Frage: „Beſchließt die. Ver⸗ 
ſammlung, die Abſchaffung der Todesſtrafe zu beantragen?“ 
Die Abſtimmung wird durch namentlichen Aufruf bewirkt. Es antworten: 

Mit Ja: Abegg, Allnoch, v. Auerswald, Braemer, Braſſert, v. Brodo⸗ 
wski, Brown, v. Brünneck, Camphauſen, v. Donimierski, Grabow, Heinrich, 
Jordan, Krauſe, v. Kurcewski, Kuſchke, Dr. Lucanus, v. Miszewski, Nau⸗ 
mann, Neumann, v. Olfers, Paternowski, Plange, v. Platen, v. Potworo⸗ 
wski, Przygodzki, v. Saucken⸗Julienſelde, v. Saucken⸗Tarputſchen, Schier, 
Siegfried, Graf v. Skorzewski, Sperling, Steinbeck, Urra. 

Mit Nein: v. Arnim, Bauck, Becker, Graf v. Vismark⸗Bohlen v. Vo⸗ 
delſchwingh, v. Vyla, Dansmann, Diethold, Dittrich, Graf zu Dohna⸗Lauck, 
Dolz, v. Eynern, Fabricius, v. Flemming, Frhr. v. Frieſen, Graf v. Für⸗ 
ſtenberg, Frhr. v. Gaffton, Graf v. Galen, Graf v. Gneiſenau, Giesler, 
Sehr. v. Gudenau, v. Hagen, Hausleutner, Frhr. Hiller v. Gaertringen, 

raf v. Hompeſch⸗Rurig, Hüffer, v. 1 Kerſten, v. Keſſel, Knoblauch, 
v. Kroſigk, Frhr. v. Lilien, Graf zu Lynar, Linnenbrink, Meyer, Müller, 
v. Münchhauſen, Frhr. v. Mylius, Neitſch, Frhr. v. Patow, Petſchow, v. 
Pogrell, Prüfer, Fürſt zu Putbus, Fürſt Wilh. v. Radziwill, Fürſt Bog. v. 
Kadziwill, Herzog v. Ratibor, Graf v. Redern, Graf v. Renard, v. Rochow, 
Schulze⸗Dellwig, Graf v. Schwerin, Stägemann, Uechtritz, Vahl, v. Weiher, 
v. Werdeck, v. Witte, Wodiczka, Frhr. v. Wolff⸗Metternich, Wulff, Graf 
v. Zech⸗Burkersrode, der Marſchall Fürſt zu Solms. 

Mit Ja haben alſo geftimmt 34, mit Nein 63. 


W. Decker & Comp. Verantwortlicher Reda 


eur: G. Müller. 


Die Debatte wendet ſich nunmehr, nachdem ſich die ü 
Beibehaltung der Zopesficafe.enefäicben he zu ha „55 10 
„Wünſcht die Verſammlung, daß in das Geſetzbuch ausdrücklich die Beſtim⸗ 
mung aufgenommen werde: die Todesſtrafe iſt „öffentlich zu vollſtrecken.“ 
2 25 Juſtiz⸗Miniſter Uhden erklärt: „Es kann dem Gouvernement an ſich 
indifferent ſein, ob das Wort „öffentlich“ weggelaſſen oder aufgenommen 
wird, da es ſich von ſelbſt verſteht, daß von einer heimlichen Hinrichtung 
etwa im Gefängniß oder ſonſt auf verſteckte Weiſe, keine Rede ſein tann. 
Es iſt nur darum das Wort öffentlich fortgelaſſen worden, weil über den 
Umfang und die Art der Oeffentlichkeit ein Zweifel entſtehen könnte, ob 
nämlich nur eine ſolche Hinrichtung für eine öffentliche zu erachten, die auf 
öffentlichen Plätzen, Märkten ꝛc. ſtattfſindet, oder auch die ſogenannte Intra⸗ 
muran⸗ Hinrichtung, die nicht blos in Gegenwart von Richtern und anderen 
öffentlichen Beamten, ſondern auch von Bürgern vollführt wird, wie z. B. 
in Nord-Amerika. Die Einführung der letzteren dürfte aber nur unter der 
Bedingung zuläſſig fein, wenn auch in den alten Provinzen das öffentliche 
und 3 oe eingeführt fein wird. Da hierüber ger 
enwärtig Berathungen ſchweben, ſo hat es die Regi 
Wort öffentlich fortzulaſſen.“ R N ne ir 555 
Abg. Dittrich ſpricht ſich gegen die öffentliche Vollſtrecku 
desſtrafe aus, weil dieſelbe nur dazu diene, ein men — 9 . Mir * 


Deliquenten zu erregen und weil alſo der Hauptzweck 
durch vereitelt werde. f Hauptzweck der Abſchreckung da⸗ 


v. Gaffron ſpricht ſich hingegen für die 5 i inri 
* weil ſich nur in ſolcher a Wes Bee der e en a 
2) weil es der Regierung als ein Mangel an Kraft ausgelegt werden ben ie 
wenn fie mit dem Äuperfien Akt der Strafgewalt nicht öffentlich ervorttete, 
2 8 — ee res, bei dem Volk zu ſchädlichen Gerüchten 
Veranlaſſung geben könne, weil eine ü icht⸗ 
Ic u en 1 55 ſolche überhaupt ſtets etwas Licht⸗ 

Niniſter v. Savigny macht darauf aufmerkſam, da iner heimli 
chen Hinrichtung nie die Rede ſein e a auch i de Dig tan 
a Zwischen bedingter und unbedingter Oeffentlichkeit unterſchieden N 
2 ae e den Eindruck der unbedingt öffentlichen Hinrichtung ſei 
a erungünſtigſte. Nicht bloß in großen Städten, ſondern auch auf dem 
Fa wo Hinrichtungen vorgekommen, ſei das Schauſpiel einer unbedingt 
a 155 Dinrichtung dasjenige, welches die roheſten Leidenſchaften hervor⸗ 
ni 6 1 . niedrigſte Pöbel ſich zu dieſem Schauſpiel verſammele und 
A e 1 Gelegenheit die roheſten Verbrechen begehe. Wo die Erfahrung in 
olcher Weiſe ſpreche, ſei es Pflicht des Geſetzgebers dafür zu ſorgen, daß 
re fo unheilvollen Wirkung vorgebeugt werde, und wo es Mittel gebe, 
e mit dem anderen Zwecke zu vereinigen, daß jeder Verdacht der 
eh er ganz beſeitigt werde, da liege es doch fehr nahe, ſich dafür zu 


Bei der Abſti i i i ioritä 
en ſtimmung wird die Frage auch mit großer Majorität 
Es er ei der bh der Abtheilung: 
„daß die Enthauptung ſtets durch das Fallbeil zu vollſtrecken ſei,“ 
80 Erörterung. Juſtiz⸗Mineſter Uhden iſt der 5 * a 8 
0 eſtimmung in die Prozeß-Ordnung zu verweiſen ſei. Frhr. v. Mylius 
Ei entgegen, daß im alten Landrecht des Inſtruments der Hinrichtung aus⸗ 
. erwähnt werde. Graf v. Zeh-Burkersrode iſt gegen das Fall⸗ 
eil, weil es zu ſehr an die Gräuel der Franzöſiſchen Revolution erinnere 
und weil auch ſchon bei dieſem Inſtrument Fälle des Mißlingens vorgekom⸗ 
men wären. Abg. Grabow entgegnet, daß das Fallbeil doch noch immer 
fiherer wäre, als die Menſchenhand. Er führt überdies, der Anſſcht des 
Miniſters Uhden entgegen, aus, daß eine Beſtimmung über das Inſtrument 
und die Art der Hinrichtung allerdings in das materielle Strafrecht gehöre, s 
da der Grad der Strafe hierdurch weſentlich bedingt würde. N 
Bei der Abſtimmung theilt der Marſchall die vorliegende Erörterung 
in zwei Fragen: E 
1) Soll bei Vollſtreckung der Todesſtrafe die 
2 Be werden? 1 de, daß 
Wird beantragt, daß im Geſetze ausgedrückt werde, daß die Vollſtr 
der Todesſtrafe durch das Fallbell 1 bewirken ſei? W 
Beide Fragen werden faſt einſtimmig bejahet. 
3 


Anwendung des Fallbeils 


Die nächſte Frage iſt wiederum eine von hervorragender Wichtigkeit 


e any, 108 


Es handelt ſich nämlich bei derſelben um die im Entwurf für beſtimmte 
Fälle verordnete (von der Preſſe ſo vielfach angegriffene) Schärfung der 
Todesstrafe durch Aberkennung der Ehrenrechte, fo wie durch öffentliche Aus⸗ 
ſtellung des nach der Hinrichtung abzuhauenden Kopfes und der rechten Hand. 
Frhr. v. Wolff- Metternich will die Schärfung der Todesſtrafe nur 
beim Hochverrath und Vatermord zulaſſen. v. Platen iſt gegen dieſelbe, 
weil die Verſtümmelung eines Leichnams alles ſittliche Gefühl verletze. ALL 
noch und v. Saucken⸗Tarputſchen bezeichneten die vorgeſchlagene Schär 
ſung durch Verſtümmelung geradezu als eine das Gefühl verletzende und 
empörende Rohheit, welche der Bildung unſerer Zeit und namentlich der 
Würde des Preuß. Staates völlig unangemeſſen ſei. Der letztere Redner 
macht überdieß darauf aufmerkſam, daß wenn nach dem Wunſch des Gou⸗ 
vernements die Hinrichtung nicht mehr unbedingt öffentlich ſei, dann auch 
von einer öffentlichen Ausſtellung des verſtümmelten Leichnams nicht mehr 
die Rede fein könne. Frhr v. Gülden au will eine Schärfung der Todes⸗ 
firafe, wenn auch nicht durch Verſtümmelung des Leichnams, doch durch 
Aberkennung der Ehrenrechte zulaſſen. Er führt aus, daß dieſe Aberkennung 
auch von praktiſchem Erfolge ſei. Denn wollte die Krone einen zum Tode 
verurtheilen Verbrecher begnadigen, ſo würde ſie ja, wenn demſelben nicht 
die Ehrenrechte ausdrücklich aberkannt worden, keine entehrende Strafe an 
die Stelle der Todesſtrafe ſetzen können. Abg. Abegg verſichert, daß die im 
Entwurf vorgeſchlagene Schärfung allgemeinen Abſcheu erregt habe. Frhr. 
v. Mylius bemerkt, daß ſich der Verluſt der Ehrenrechte bei jeder Todes⸗ 
ſtrafe von ſelbſt verſtehe, daß alſo von einer derartigen Schärfung der Tor 
desfirafe nicht die Rede fein könne. Miniſter v. Savigny führt in einer 
längeren Rede aus, daß man von jeher zwiſchen ehrlicher und unehrlicher 
Hinrichtung ‚(erftere durch den Scharfrichter, letztere durch den Henker) unter⸗ 
ſchieden habe. Die meiſten Geſetzgebungen enthielten daher ausdrücklich die 
Vorſchrift, (welche ſich keinesweges von ſelbſt verſtehe), daß jede Todesſtrafe 
infamirend ſei. Wollte der neue Entwurf nicht jede Todesstrafe als infa⸗ 
mirend gelten laſſen, fondern die Jufamie als eine Schärfung ausſprechen, 
ſo ſei der neue Entwurf offenbar milder als viele andere Geſetzgebungen. 
Was die Schärfung durch Verſtümmelung anbelange, ſo habe es nicht an⸗ 
gemeſſen erſchienen, die Todesſtrafe durch körperliche Qnalen vor der Hin⸗ 
richtung zu ſchärfen. Vielmehr habe der Entwurf alles vemeiden wollen, 
wodurch der Verbrecher gehindert werden könnte, unmittelbar vor dem Tode 
mit aufrichtiger Reue ſich zu beſchäftigen. Man habe alſo Behufs der Schär⸗ 
fung zu ſymboliſchen nach dem Tode anzuwendenden Mitteln feine Zuflucht 
nehmen müſſen. M e 112 16. 

Abg. v. Gudenau macht darauf aufmerkſam, daß eine Schärfung der 
Todesſtrafe ja überhaupt gar nicht nöthig ſei und daß namentlich eine fehr 
hochſtehende r . die Oeſterreichiſche, bereits vor 44 

ahren jede Sppärfung aufgehoben habe. 971 N 
3 8 ee ie „Ehe die hohe Verſammlung zur Abſtim 
mung über den vorliegenden Paragraphen übergeht, erlaube ich mir den An⸗ 
trag zu ſtellen, daß ſie damit nicht zugleich über die Frage absprechen wolle, 
ob die Todesſiraſe in Beziehung auf den Verluſt der bürgerlichen Ehre völ⸗ 
lig gleichzuſtellen ſei. Der Hauptgrund, welcher den Vor ſchlag, die Schär⸗ 
fung der Todesſtrafe beizubehalten, veranlaßt hat, liegt darin, daß zwiſchen 
den Verbrechen, welche nach dem vorliegenden Geſetz-Entwurf mit dem 
Tode beſtraft werden, ihrer moraliſchen Würdigung nach noch ein ſehr gro⸗ 
ßer Unterſchied beſteht, der auch in dem Strafmaaß einigermaßen auszudrük⸗ 
ken rathſam erſchien. Wie groß iſt die Kluft zwiſchen einem Menſchen, der 
durch augenblickliche Wallung der, Leidenſchaft, der vielleicht durch eine Ver⸗ 
irrung edler Gefühle zum todeswürdigen Verbrecher wird, und einem anderen 
der Todesſtrafe verfallenen Miſſethäter, deſſen aus der niederträchtigſten Ge⸗ 
ſinnung hervorgegangenes Verbrechen ihn dem Abſcheu ſelbſt der roheſten 
Volksſchichten Preis giebt! Beſteht aber zwiſchen todeswürdigen Verbrechen 
ein fo. großer Unterſchied, ſo erſcheint es auch als eine Art von Ungerechtig⸗ 
keit, das eine genau eben ſo zu beſtrafen, wie das andere; ja, meine Her⸗ 
ren! ich ſcheue mich nicht, es auszuſprechen, den politiſchen Verbrecher wegen 
ſeiner aus möglicherweiſe edlen Gefühlen hervorgegangenen Verirrung nicht 
eben fo. zu beſtrafen, wie den Vatermörder, welchen Geiz und Habſucht zu 
zu dem ſchrecklichen Verbrechen verleiten, das iſt der Gedanke, welcher dem 
Vorſchlage des Entwurfs zum Grunde liegt; er iſt gewiß ein edler, möge 
auch die Ausführung als ſchwierig anerkannt werden.“ Findet auch der Vor⸗ 
ſchlag der ſymboliſchen Schärfung nach dem Tode keinen Anklang, ſo kann 
doch die Unterſcheidung zwiſchen der ehrloſen und nicht infamirenden Todes⸗ 
ſtrafe beſtehen bleiben. Es iſt behauptet worden, daß mit dem Tode von den 
Ehrenrechten kein Gebrauch gemacht werden könne. Aber ich frage Sie, ob 
mit dem Tode die Ehre, ob mit dem Tode der Name aufhört? Ob es den 

Angehörigen eines unglücklichen Verbrechers gleichgültig ſein kann, in welcher 
Weiſe ſein Name auf die Nachwelt gebracht wird? Ich frage Sie, ob dem 
Soldaten, der im Augenblick einer Ucbereilung gegen feinen Vorgeſetzten ſich 
vergeht, und den die Strenge des Kriegsrechtes zum Tode verurtheilen muß, 
damit die Disziplin der Armee nicht untergehe, der muthig vor ſeine Kame⸗ 
raden hinttitt, um die tödtliche Kugel zu empfangen, ich frage Sie, ob ſein 
Name gleich zu ſtellen ſei dem Verbrecher, der aus Rache oder Habſucht in 
tiefer Verworfenheit das abſcheulichſte, todeswürdigſte Verbrechen begeht? Ich 
glaube nicht, daß die hohe Verſammlung dies anerkennen wird, und wenn ſie 
es nicht anerkennt, ſo wiederhole ich die Bitte, daß ſie durch dieſe Abſtimmung 
noch nicht darüber entſcheiden möge, ob nicht der Unterſchied zwiſchen infa⸗ 
mirender und nicht infamirender Todesſtrafe überhaupt beſtehen bleibe möge.“ 
(Vielſtimmiger Bravoruf,) „a 5 
F In Folge dieſer Rede des Landtags⸗Kommiſſars, welche ihren Eindruck 
auf Ne Verſammlung nicht verfehlte, wird mit allgemeiner Zuſtimmung eine 
‚Modifikation der zu ſtellenden Frage dahin vorgenommen: 

„Will die Verſammlung beantragen, daß jede Schärfung der Todesſtrafe 

wegfallen möge, vorbehaltlich jedoch der noch ſpäter zu treffen⸗ 
de ee Kere dag über die Entziehung der bürgerlichen Ehre?“ 
ieſe Frage wird bei der Abſtimmung faſt einſtimmig bejahet. 


F. 9 des Entwurfs: 
ausftrafe Verurtheilten find zu ſchwerer Arbeit anzuhal⸗ 


„Die zur Zuchthau ö 
afe darf niemals unter drei Jahren erkannt werden. 


89 Auf Zuchthaus 


„ 


Die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe zieht den Verluſt der Ehrenrechte, ſo 
wie die Unfähigkeit zum Waffendienſte im Heere, nach ſich.“ 
Gutachten der Abtheilung zu §. 9. 

„Bei der Beſtimmung des $. 9 kann im Weſentlichen nur zweifelhaft fein, 

welches die geringſte Dauer der Zuchthausſtrafe fein fol. 

Hierauf bezieht ſich ausdrücklich die in der vorgelegten Zuſammenſtellung 
aufgeführte zweite Frage. Ihre Beantwortung iſt von den Beſchlüſſen ab⸗ 
hängig, zu welchen die Berathung über die einzelnen Verbrecher und deren 
Beſtrafung hinſichtlich der angemeſſenen Dauer der zu verhängenden Zucht⸗ 
hausſtrafen führen wird, und die Abtheilung ſchlägt daher vor, 

die Berathung über die zweite Frage und die von Beantwortung derſelben 
abhängige Beſtimmung des F. 9 bis nach erfolgter Berathung über die 
einzelnen Verbrechen und deren Beſtrafung auszuſetzen.“ . 

Abg. v. Brünneck hält den Ausdruck „ſchwere“ Arbeit für ſehr 
zweifelhaft und unbeſtimmt, da die Arbeiten in den Strafanſtalten nach der 
jedesmaligen Hausordnung verſchieden ſeien. Sperling will die Beſtimmung 


über die Art der Arbeit ganz aus dem F. verbannen und den Verluſt der 


Ehre als einziges Criterium der Zuchthausſtrafe erkennen. Die Art der Be- 
ſchäftigung hange von den individuellen Kräften und der zufälligen Gelegen- 
heit ab. Regier.⸗Commiſſar Simons macht darauf aufmerkſam, daß auch 
das Rheiniſche Geſetz zwiſcheu Zwangsarbeit und Zuchthausſtrafe unterſcheide. 
Die Verbrecher der erſteren Klaſſe müßten beſonders ſchwere Arbeiten verrichten. 
Bei der Abſtimmung erklärt ſich die Verſammlung mit großer Majori⸗ 
tät für die Anſicht der Abtheilung d. h. alſo daß bei §. 9. nur die Frage 
zweifelhaft ſei: welchts ſoll die geringſte Dauer der Zuchthausſtrafe ſein, und 
daß die Berathung darüber noch auszuſetzen, bis die einzelnen betreffenden 
Verbrechen ſelbſt erörtert wären. N 
Schluß der Sitzung gegen 3 Uhr. 

Am Freitag (21.) und Sonnabend (22.) haben keine Plenarſitzungen 
ſtattgehabt. Vielmehr iſt die nächſte erſt am Montag (24. d. M.) abgehal⸗ 
ten worden. Es wird alſo demgemäß eine kleine Pauſe in den Berichten 
entſtehen. 8 

Jeder Freund des Vaterlandes kann es wohl nicht anders, als mit der größ- 
ten Theilnahme bemerken, daß die Auſmerkſamkeit der Bürger ſich mehr und mehr 
den öffentlichen Angelegenheiten zuwendet, daß Jeder mit Intereſſe danach fragt, 
und ſich als ein lebendiges Glied des Ganzen anſieht, das auch ſeinen Theil an 
dem gemeinſamen Leben des Staats beanſprucht. Wir hörten aus den Provin⸗ 
zen, mit welcher Ungeduld man den erſten Berichten über die Sitzungen des ver⸗ 
einigten Ausſchuſſes entgegenſah und daſſelbe iſt in Berlin zu bemerken. Wäh⸗ 
rend Berlin bisher faſt nur feinen Privatgeſchäften lebte, findet man jetzt in vie⸗ 
len Kreiſen eine rege Theilnahme an den Angelegenheiten des Staats und Jeder 
fühlt ſich gehoben durch die Erhebung des Vaterlandes. Will man einen Beweis 
dafür haben, welche Wirkung dies für Preußen hervorbringe, ſo beachte man nur 
die erhöhte Aufmerkſamkeit, welche das Ausland jetzt auf Deutſchland, und na⸗ 
mentlich auf Preußen, richtet, wie man nach ſeinen Einrichtungen fragt, ſich von 
dem Gange ſeiner Verwaltung, von den Veränderungen feiner Juſtizverfaſſung 
unterrichtet. Das Preußiſche und das Deutſche Volk treten jetzt auf die Stufe, 
welche ihnen in der Weltentwickelung zukommt. Der Quell dieſer neuerworbenen 


Guter wird wohl mit Recht in der für die allgemeinen Angelegenheiten geſtatteten 


Oeffentlichkeit geſucht, in der Oeffentlichkeit der Gerichte, der Verſamm⸗ 
lungen der Stadtverordneten, welche den Bürger jetzt bei weitem mehr wie früher 
anziehen, weil er darin ſeine eigenen Augelegenheiten erkennt, und endlich in der 
freien Veröffentlichung der Landtagsverhaudlungen. Denn, wenn es unbeſiritten 
das höchſte Gut iſt, welches ein Staat beſitzen kann, daß er Bürger aufzuweiſen 
hat, welche mit gereiftem Urtheil in den Schwankungen des Lebens daſtehen, ſo 
thut Preußen durch jene Oeffentlichkeit dieſer Bildungsſchule des Urtheils allen 
möglichen Vorſchub, und überall ſieht man ſchon nach ſo kurzer Zeit die fegend» 
reichen Erfolge davon, — (Spen. Zig.) 
Berlin. — Die neueſte Nr. der Geſetzſammlung enthält folgende Allerhöͤchſte 
Kabinets-Order vom 10. November 1847, betreffend das bei Kündigung der 
vierprozentigen Poſener Pfandbriefe zu beachtende Verfahren: ; 
„Auf Ihren Bericht vom 10 ten v. M. beſtimme Ich hierdurch: 1) Daß vom 
2. Jauuar 1848 au bei allen von dem Kredit⸗Juſtitut des Großherzogthums 
Poſen ausgehenden Kündigungen der vierprozentigen Poſener Pfandbrieſe zur Ein⸗ 
löfung gegen baares Geld oder gegen andere Pfandbriefe — nach §§. 10 u. 41 
der Kredit⸗Ordunng vom 15. December 1821 — dasjenige Verfahren ftattfin- 
den ſoll, welches durch den 8. 13 Art. 1—4 und 7 der Verordnung vom 15ten 
April 1842 wegen Erweiterung des Poſenſchen landſchaftichen Kredit⸗Vexreins 
(Gef. S. S. 183) für die Kündigung der drei und einhalbprozentigen Pfandbriefe 
vorgeſchrieben iſt. 2) Die nach dem bisher üblichen Verfahren bereits gekündig⸗ 
ten und bis zum 2. Januar 1848 nicht eingelieferten vierprozentigen Pfandbriefe 
werden auf Koſten der Landſchaft mittelſt des im Ar. 1 des 8. 13. der Verord⸗ 
nung vom 15. April 1842 bezeichneten Verfahrens zweimal von vier zu vier 
Wochen und zwar zum zweitenmale ſpäteſtens am 1. April 1848 unter der im 
Art. 4 des §. 13 am angeführten Orte vorgeſchriebenen Verwarnung zur Erhe⸗ 
bung des Kapitals am nächſten Zinstermine aufgeboten. Gegen diejenigen Pfand⸗ 
briefs-Inhaber, welche die alſo gekündigten Pfandbriefe auch zu dieſem Termine 
nicht eingeliefert haben, ſetzt die General-Landſchafts⸗Direktion die Präkluſion mit 
dem Realrechte auf die im Pfaudbriefe ausgedrückte Spezial Hypothek in Gemäß⸗ 
heit des Art. 4 8. 13 am angeführten Orte ſeſt. Dieſer Mein Befehl iſt durch 
die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. A, 
Sansſouci, den 10. November 1847. Friedrich Wilhelm. 
An die Staats⸗Miniſter v. Bodelſchwingh und Uhden.“ 8 
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Berlin, den 26. Jauuar. In der Organiſation der Offizierftellen bei der 
Landwehr fol demnächſt inſofern eine Veränderung eintreten, als nicht mehr den 
ſogenanten Freiwilligen von einjähriger Dienſtzeit die Ausſichten auf Offizieſtellen 
in der Landwehr, nachdem ſie ſich zu dieſem Zwecke dem bisher üblichen Examen 
unterzogen und es beſtanden haben, offen bleibt, ſondern es ſoll die Verordnung 
getroffen fein, daß ſolche Freiwillige, wenn fie auf Offizierftellen iu der Landwehr 
Anſpruch machen wollen, auch das gewöhnliche Examen der Offiziere im ſtehenden 
Heere zu abſolviren haben und darauf ein Jahr lang bei einem Truppentheile den 
Dienſt üben müſſen. — Die Folgen einer ſolchen Verordnung laſſen ſich leicht 
vorausſehen; ſie werden zunächſt darin beſtehen, daß ſehr wenige oder keine von 
den einjährigen Freiwilligen mehr als Offiziere in die Landwehr eintreten, weil 
einmal für fie, um das verlangte Examen zu machen, noch beſondere Studien und 
Vorbereitungen nöthig ſein würden, wie z. B. in den ſogenannten Kriegswiſſen⸗ 
ſchaften, zu denen fie kaum bei ihrer ſonſtigen Lebens richtung einige Fälle ausge⸗ 
nommen, die nöthige Muße finden möchten, und weil zweitens der von ſo vielen 
geſuchte einjährige Militärdienſt dadurch, daß fie als Landwehr⸗Offiziere noch auf 
ein Jahr bei der Linie eintreten müßten, in der That ein zweijähriger werden 
würde, welche Zeitdauer auch jetzt ſchon bei der Infanterie nur eingehalten zu 
werden pflegt. - 

Berlin. — (Morbb. Ztg.) Die in Zeitungen verbreiteten Gerüchte, daß 
zwiſchen den Cabinetten von Berlin und Kopenhagen eine Uebereinſtimmung der 
Anſichten, die Verhältniſſe der Deutſchen Herzogthümer Schleswig-Holſtein be⸗ 
treffend, jetzt glücklich bewirkt worden ſei, entbehrt aller Wahrheit. In dieſer 
Angelegenheit denkt der König durchaus deutſch und hat das zum Öfteren ſo ent⸗ 
ſchieden ausgeſprochen, daß die Däniſche Auslegung der ſtaatsrechtlichen Verbin⸗ 
dung der Herzogthümer unter ſich und mit dem Däniſchen Staat nie auf Beiſtim⸗ 
mung zu rechnen hat. Wäre dies der Fall, fo dürfte wohl ſchwerlich unſere Cen⸗ 
ſur öffentliche Sammlungen für den Beſelerfonds geſtatten, die nicht allein in 
vielen Probinzialſtädten, ſondern auch in Berlin ſelbſt begonnen haben. 


Die Veränderungen, welche mit unſerer Landwehrorganiſation vorgehen fol- 


len, beſtehen hauptſächlich darin, daß eine größere Zahl von Offizieren aus der 
Linie zu Compagnieführern in der Landwehr gemacht werden ſollen. Man will 
damit eine größere Gleichmäßigkeit und innigere Verſchmelzung der Landwehr und 
des fichenden Heeres bezwecken, zugleich aber auch den vielen lange dienenden 
Lieutenants, die jetzt 16 bis 20 Jahre nöthig haben, um bis Capitän vorzu⸗ 
rücken, Gelegenheit zu einem beſſern Avancement geben. 

Berlin. — Der erſte Theil des Entwurfs des Strafgeſetzbuchs „von 
den Verbrechen und deren Beſtrafung im Allgemeinen“ iſt mehr theoretiſcher Natur, 
und ſetzt für ſeine Behandlung in Schriften, oder in parlamentariſcher Diskuſſion, 
eine theoretiſche oder wiſſenſchaftliche Durchbildung voraus, mie fie nicht häufig 
angetroffen wird, weshalb ſich dabei verhältnißmäßig wenige Schriftſteller und 
Redner betheiligen können. Anders geſtaltet ſich die Sache mit dem zweiten 
Theil „von den einzelnen Verbrechen und deren Beſtrafung.“ Hier tritt Praxis 
und Erfahrung in ihr Recht ein, und fo dürfen wir auch die lehafteſte Theilnahme 
für den neuen Entwurf erſt bei der Diskuſſion über dieſe zu erwarten haben, denn 
die Theorie ſetzt ſchon eine große Erhebung des Bewußtſeins voraus, wenn man 
ihr auch nur mit Jntereſſe will folgen können. Beſonders werden der erſte und 
zweite Titel des zweiten Theils „Hochverrath und Landesverrath“ und „Beleidi⸗ 
gungen der Majeftät und der Mitglieder des Königl. Hauſes“ zu den lebhafteſten 
Debatten Anlaß geben. g 

Breslau. — (Oder Ztg.) Die hieſigen Deutſchkatholiken haben an den 
Buchhändler Gerhard in Danzig „für den Muth und den Eifer, womit er dieſel⸗ 
ben Intereſſen wie fie vertheidigt“ eine Dankadreſſe überſendet. f 

Magdeburg, den 26. Januat. Hier hat ſich das Gerücht verbreitet, die 
Anerkennung der neuen christlichen Gemeide von Seiten des Staats als geduldete 
Gemeinde ſei bei den hieſigen Behörden eingegangen. Dem Vorſtand iſt jedoch noch 
nichts bekannt. Uhlich ſoll durch dieſe Anerkennung zu Taufen und Trauungen, 
jedoch ohne civilrechtliche Gültigkeit beauftragt ſein. Die Erlaubniß zum Mitge⸗ 
brauch der Heiligengeiſtkirche iſt noch nicht erfolgt, ſondern nur angefragt worden, 
ob nicht die vormalige Sebaſtiauskirche, das jetzige ſtädtiſche Wollmagazin, der 
Gemeinde würde eingeräumt werden können? 

e 2 5 * — 


Ansland. 


Dentſchlaud. 

Wiesbaden. — Das Schickſal hat mit einem neuen harten Schlage den 
greiſen Veteranen der Polniſchen Armee, General Uminski, getroffen, indem es 
ihm ſein einziges Kind, eine Tochter, die an einen Herrn Czartkowski in Polen 
vermählt war, durch den Tod entriß. 

c Dänemark. 

Ein Extrablatt zum Altonaer Merkur enthalt Nachſtehendes: „Wir ge⸗ 
ben ein Extrablatt heraus, um eine traurige Pflicht zu erfüllen. Es hat dem 
Herrn über Leben und Tod gefallen, Se. Majeftät König Chriſtian VIII. aus 
dieſer Zeitlichkeit abzurufen. Der Tod des geliebten Monarchen iſt am Donnerſtag 
den 20. Januar, um 113 Uhr Nachts, in Kopenhagen erfolgt. Dieſe betrü⸗ 
bende Nachricht ift hier auf außerordentlichem Wege zugleich mit der unter Aller⸗ 
hoöchſteigener Hand ausgefertigten Anzeige von dem Regierungs⸗Antritt Sr. Maje⸗ 
ſtat Königs Frederik VII. von Kopenhagen eingetroffen. 


„Die drei lezten Bülletins über das Befinden des verewigten Königs lauten, 
wie folgt: Vom 19ten. „Se. Majeſtät der König haben ſeit geſtern Nachmit⸗ 
tag faft unausgeſetzt Fieber gehabt; die Nacht iſt ſchlaflos geweſen, und die 
Kräfte haben dadurch abgenommen.“ — Vom 19ten, Abends 9 Uhr. „Seine 
Majeſtät der König haben heute ein weniger heftiges Fieber gehabt, haben etwas 
geſchlafen und befinden ſich dieſen Abend etwas beſſer. Das Geſchwulſt im Arm 
hat etwas abgenommen, und in den Einſchnittswunden fangt an ſich eine gute 
Eiterung zu zeigen.“ — Vom 20ſten. „Se Majeftät der König haben eine 
ſchlafloſe Nacht gehabt; im Uebrigen iſt Allerhöchſtderen Befinden und der Zustand 
des Armes ungefähr wie geſtern Abend.“ Sämmtliche Bülletins wie gewöhnlich 
vom Königl. Leibarzt E. Dahlerup unterzeichnet. 

„Der verewigte Monarch ſcheint, ſeiner Gewohnheit getreu, auch in der 
Krankheit noch den Staatsgeſchäften obgelegen und den erſten Anlaß zu der Krank⸗ 
heit ſelbſt, ohne Schonung ſeiner Perſon, in ſeinem Königlichen Beruf ſich zu⸗ 
gezogen zu haben. Seine Regierung iſt eine kurze, aber inhaltſchwere geweſen. 
Er hinterläßt das Regiment ſeinem Nachfolger in einer Zeit der Prüfung. Gott 
ſei mit dieſem, König Frederik VII., und unſerem theuren Vaterlande!“ 

„König Chriſtian VIII., geb. den 18. September 1786, ſuccedirte feinen 
Vetter, König Frederik VI., am 3. December 1839, hat alſo ein Alter von 61 
Jahren und 4 Monaten erreicht und nur 8 Jahre 14 Monat regiert. Sein 
Nachfolger in der Regierung, König Frederik VII., ward am 6. Oktober 1808 
geboren, iſt alſo gegenwärtig im 40ſten Lebensjahre.“ 


F ra n kr ei ch. 


Paris den 22. Jan. Das Journal des Débats ſagt, dem Verneh⸗ 
men nach würden der Prinz und die Prinzeſſin Joinville ſich nach Algier (alſo 
nicht nach Braſilien) begeben und dort einige Zeit bei dem Herzog von Aumale 
zum Beſuch bleiben. 5 

Die beiden miniſteriellen Journale, das Journal des Débats und der 
Conſervateur, ſuchen in den Artikeln, worin ſie die Gerüchte, die feit eini⸗ 
ger Zeit über den Geſundheitszuſtand des Königs verbreitet waren, für ganz un⸗ 
gegründet erklären, das Publikum zugleich auch über den Beſtand des Miniſte⸗ 
riums und über eine angebliche Kriſis, welche dem öffentlichen Frieden drohe, zu 
beruhigen. In dem Miniſterium, ſagen ſie, walte die vollkommenſte Eintracht, 
zwiſchen den Herren Guizot und Duchatel beſtehe die vollſtändige Uebereinſtim⸗ 
mung über alle Fragen: keine Spaltung drohe in der konſervativen Partei, die 
Regierung ſei auf ihrer Hut, und die öffentliche Sicherheit laufe keinerlei ernſtliche 
Gefahr; es ſeien nun aber alle Gerüchte, die man trotzdem unter das Publikum 
zu bringen ſuche, offenbar nur darauf berechnet, die öffentliche Meinung irre zu 
führen und die Kammer einzuſchüchtern, auf daß ſich dieſe zu einigen Konzeſſionen 
herbeilaſſe, um die Oppoſition einigermaßen zu beſchwichtigen auch hoffe wohl 
die Oppofition, durch derartige Manöver Verwirrung in die konſervative Partei 
zu bringen und das Kabinet auf ſolche Weiſe zu ſtürzen. Die miniſteriellen 
Journale halten ſich indeß uͤberzeugt, die Agitation, welche die Oppoſition um 
jeden Preis nähren wolle, werde ahne allen Erfolg bleiben; das Miniſte⸗ 
rium fürchte die Parteien nicht, die heute nicht ſtärker feien, als fie es geſtern ge⸗ 
weſen; das Minifterium überwache die Parteien, und der Regierung, wenn ſie 
in den Händen eines entſchloſſenen Miniſteriums ſei, könne es niemals an Mitteln 
zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung fehlen. 

Die Kommiſſion der Deputirten⸗Kammer, welche in Betreff der verlangten 
Autoriſation zu gerichtlicher Verfolgung des Marquis von Larochejacquelin ihr 
Gutachten abgeben ſoll, hat Hrn. Croiſſant zu ihrem Präſidenten und Herrn von 
Latournelle zu ihrem Seeretair ernannt. Dieſe beiden Deputirten hatten ſich ge⸗ 
gen die Ertheilung der verlangten Ermächtigung ausgeſprochen. N 

Trotz des Stachels der Neugierde, der zu der heutigen offentlichen Sitzung 
der Deputirten⸗Kammer zu treiben ſchien, war die Kammer um 2 uhr noch nicht 
in hinreichender Anzahl verſammelt, um fofort bie Berathung beginnen zu können. 
Erſt um 23 Uhr konnte Herr Odilon Barrot die Tribüne beſteigen, um ſeine 
Juterpellationen in Betreff des Kaufs und Verkaufs von Plätzen an Herrn Guizot 
zu richten. Der Redner beſchränkte ſich im Ganzen darauf, die Thatſachen aus⸗ 
eimanderzuſetzen, die in der bekannten, von Herrn Petit veröffentlichten Druck⸗ 
ſchrift enthalten waren Herr Guizot: „Alles, was Sie hier fo eben gehört 
haben, ſcheint mich verleiten zu ſollen, zwei Akte der Feigheit zu begehen. Ich 
werde das nicht thun. Man lieſt alle kleinen Thatſachen zuſammen, gruppirt ſie, 
um ſo die Debatte zu bereichern, ſie inhaltvoller zu machen. (Beifall.) Unter 
den erwähnten Umſtanden find die einen falſch, die anderen ohne alle Bebentung- 
Die Auftlärungen werden Ihnen von dem ehemaligen Finanz- Minifter gegeben 
werden. Ich bin überzeugt, daß ſie die Kammer zufrieden ſtellen werden. Was 
mich betrifft, fo werde ich nicht eine ſolche Debatte eingehen (o, o), nicht als 
wollte ich fie fliehen, aber ich will nicht die Würde der Kammer ſowohl, als die 
des Miniſteriums bloßſtellen.“ . G l 

Man glaubt, die Angabe der „Preſſe“ in Paris: Rußland werde die neue 
Collectivnote mit unterzeichnen, fort und fort bezweifeln zu muͤſſen. Es wird 
dieß noch immer in Frage geftellt. Man glaubt ſogar, es werde die Zuſtimmung 
Rußlands nicht einmal mehr erwartet. Rußland habe ja beſtimmt erklärt, es 
wünſche eine ernſthafte Intervention. Seine Sympathien wären bekannt; aber 
ohne die Verſicherung, daß man eine bedeutende Armee (mau ſpricht von 300,000 
Mann) mobil machen wolle, könne es die Schritte des anderen Gabinette nur 
moraliſch unterſtuͤtzen. =“ 
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Man kann mit ſo mauchem Punkte der geſtrigen Rede des Grafen Monta⸗ 
lembert über die Verhältniſſe der Schweiz nicht einverſtanden ſein, aber das bleibt 
unſtreitbar, daß er die Lage der Dinge, die jetzt in der Schweiz beſteht, mit bren- 
nenden Zügen geſchildert hat. Man muß dieſe ſonſt ſo ruhigen, meiſt ſchon hoch⸗ 
betagten Männer der Pairs⸗Kammer geſehen haben, wie es ſie gleich einem elek⸗ 
triſchen Funken durchzuckte, als der Redner die gegen harmloſe, blos aufopfernder 
Wohlthätigkeit und Linderung menſchlicher Leiden ſich widmenden barmherzigen 
Schweſtern und die von der ganzen grbildeten Welt, ſelbſt von der Franzöſiſchen 
Revolution und Napoleon reſpektirten Mönche des Kloſters auf dem St. Bernhard 
begangenen Gewaltthaten, die Akte des Raubes am Eigenthum, die Angriffe auf 
alle geſellſchaftiliche Ordnung, die gräuliche Anarchie, welche in dem unglücklichen 
Lande eingeriſſen iſt, ohne Schonung ans Licht ſtellte und an Alle denen es um 
Erhaltung der höchſten und theuerſten Güten der Menſchheit gegen rohe, wilde 
Barbarei und Zügelloſigkeit zu thun iſt, den Mahn- und Warnruf zur Wachſam⸗ 
keit und Einigung gegen die aufs neue keck das Haupt erhebenden Nachfolger der 
Schreckensmänner von 1793 ergehen ließ. Man muß heute die Blätter leſen, 
welche der radikalen Partei als Organe dienen, um die Wuth zu ermeſſen, in 
welche dieſe Leute durch die ungeſchminkte Wahrheit, die geſtern von der Tribüne 
der Pairs⸗Kammer über fie ertönte, verſetzt ſind. 

Abd el Kadel muß freiwillig in Frankreich bleiben. Es iſt, wie man ſich 
ausdrückt, der Regierung gelungen, den Emir zu vermögen, daß er ſich unbedingt 
dem Willen des „großen Sultans von Frankreich“ unterwerfe. Man hat ihm 
begreiflich gemacht, daß der große Sultan nicht ganz unabhängig von ſeinem Volke 
ſei, das Volk aber es nicht billige, ihm die Freiheit zu ſchenken und ihn nach Aegyp— 
ten zu führen. Hingegen ſei der große Sultan mächtig genug, den Emir in 
Frankreich ſehr gaſtfreundlich zu behandeln, ihm die Wahl feines Aufenthaltes da> 
ſelbſt zu überlaſſen, file ihn, feine Familie und fein Gefolge großmüthig zu ſorgen 
und ſelbſt ſeine religiöſen Bedürfniſſe durch Erbauung einer Moſchee zu befriedigen. 
Durch dieſe und ähnliche Vorſtellungen hat ſich Abd el Kader bewogen, reſp. 
genöthigt geſehen, wenn auch nicht auf die Erfüllung des ihm gegebenen Verſpre— 
chens zu verzichten, doch, wie geſagt, unbedingt ſein Schickſal in die Hände des 
Königs zu legen. 

Seit einigen Tagen pflegen die Herren Guizot und Graf Appony, Oeſter⸗ 

reichiſcher Geſandter häufig zuſammenzukommen. { 
Cardinal Lucguet, Bischof von Heſebon, den der Papſt zur Schlichtung 
der religiöſen Wirren nach der Schweiz ſchickt, iſt am 16. d. M. durch Lyon nach 
Bern gereiſt. Lucquet iſt ein geborner Franzoſe. — In Poiſſy iſt ein Prieſter 
nebſt feinem Diener verhaftet, worden. Er ließ ſich goldene und ſilberne Kirchen: 
geräthe aus Paris, Verſailles und St. Germain auf Credit ſchicken, verkaufte 
es und verſchwelgte den Ertrag. 

Der Bien public aus Mäcon, das Blatt des Hrn. v. Lamartine, ſpricht 

von einem Vertrage zwiſchen dem Hrn. Guizot und dem Fürſten v. Metternich, 
worin das Oeſterreichiſche Cabinet ſich verbindlich macht, die Franzöſiſche Regie— 
rung gegen die Schweiz zu unterſtützen, unter der Bedingung, daß Frankreich in 
Verbindung mit Oeſterreich zur Unterdrückung der Italieniſchen Liberalen handeln 
werde. Das Blatt fügt hinzu, daß die Franzöſiſche Flotte mit der Oeſterreichi— 
ſchen gemeinſchaftlich habe agiren wollen; daß aber der Prinz von Joinville ſich 
deſſen geweigert und deshalb das Commando niedergelegt habe. 

Toulon. — Die Härte der Regierung gegen die Arabiſchen Gäſte läßt 
etwas nach. Die meiſten derſelben ſchlaſen nicht mehr auf gehacktem Stroh, das 
man bisher Abends in einen Saal warf, ſondern ſie haben Strohſäcke bekommen. 
Auch iſt ihre Koſt nicht mehr fo mager, wie früher. Seit geſtern erhalten ſie Fleiſch. 
Ein alter Häuptling, dem dieſe Großmuth ſehr ſonderbar vorkam, kauerte ſich 
in eine Ecke des gemeinſchaftlichen Saales auf Fort Malbousquet und wäre in 
dieſer Ecke geſtorben, wenn man ihn nicht mit Gewalt zum Emir gebracht Hätte. 
Letzterer fol ſich fürchterlich enttäuſcht fühlen. 


Großbritannien und Irland. 


London, den 18. Jan. Auf übermorgen ſind die Mitglieder des Kabi⸗ 

nets wiederum zu einer Berathung im auswärtigen Amt eingeladen. 
Mit dem Dampfpafetboot „ Hibernia ſind in Liverpool Nachrichten aus 
New⸗Mork bis zum 2. d. M. eingegangen, die von politiſchem Intereſſe nichts 
Beſonderes melden. Wiederum find mit der „Hibernia“ 90,000 Pfd. St. 
waar hier angekommen. — Die Kongreß-Arbeiten hatten vorzugsweiſe Bezng auf 
den Mexitaniſchen Krieg. Berichte über mehrere Bills waren vorgelegt worden, 
welche die Regierung ermächtigen ſollen, zehn neue Regimenter regulairer Trup— 
pen und zwanzig Freiwilligen⸗Regimenter auf drei Jahre zu bilden. Aber noch 
nichts war geſchehen, um den Schatz zu füllen, „welcher“, wie der New-Mork— 
Courier und Enquirer ſagt, die größte Schwierigkeit der Seſſion iſt, denn 
bei dem gegenwärtigen Zuſtand des Geldmarktes könnte die große Ausgabe von 
Schatzſcheinen (und 17 Millionen Dollars iſt die geringſte Summe, die man 
braucht) nur zu einem ſehr hohen Diskonte oder einem noch höheren Zinsfuße 

Nehmer finden. y 
Der „Globe“ ſpricht von Briefen aus Paris, in denen von einer beabſichtig⸗ 
ten Abdankung des Königs Ludwig Philipp die Rede fei. Man wolle den Gra⸗ 
fen von Paxis von den Kammern und der Nation als König anerkennen laſſen, 
unter Beiſtand des Herzogs von Nemours als Regent. Bis zu ſeinem Tode 
werde Ludwig Philipp als natürlicher Vormund des jungen Königs in deſſen Na⸗ 
men functioniren, und alle Einrichtungen ſo treffen, daß im Augenblick ſeines 


Ablebens die neue Regierung vollkommen feſt begründet beſtehe. Alle Anhänger 
der Dynaſtie und des Staatsgrundgeſetzes hätten zu ſolchem Zwecke ihre Unter⸗ 
ſtützung verpfändet. Der „Globe“ fügt hinzu, daß dieſe Maßregel und Vor⸗ 
kehrung keineswegs fo abgeſchmackt fei, als fie vielleicht ſcheinen möchte. — „Mor⸗ 
ning-Chroniele“ ſpricht ſich gegen jede neue Ermäßigung des Bankdisconte aus. 

Den neulich eingetroffenen Berichten aus Liſſabon vom 9. Januar iſt noch 
hinzuzufügen, daß die Portugieſiſche Regierung den Geſandten der drei Interven, 
tionsmächte angezeigt hat, daß fie das Interventions⸗ Protokoll als annullirt an⸗ 
ſehen muͤſſe, da jetzt durch den Zuſammentritt der Cortes die letzte von demſelben 
vorgeſchriebene Bedingung erfüllt ſei. Sir Hamilton Seymour ſoll darauf mit 
einem formellen Proteſt geantwortet und alle feine Beſchwerden über die im cabra- 
liſtiſchen Intereſſe durch gewaltſame Mittel bewerkſtelligten Corteswahlen wieder⸗ 
holt haben. 

Von Mozambique ift die Nachricht eingetroffen, daß ein anderes Kriegsſchiff, 
Ihrer Majeſtät Sloop „The Snake“, völlig geſcheitert iſt. Es gerieth bei hoher 
Fluth auf einen Korallenriff und legte ſich bei eintretender Ebbe auf die Seite. 
Die Mannfchaft rettete ſich an das Land. Auch das Schiffsgeräth iſt geborgen 
bis auf die Kanonen. — Die Geſellſchaft für die Verbeſſerung der arbeitenden 
Klaſſen iſt eifrig damit beſchäftigt, Muſter⸗Wohnungen für die Armen herzuſtellen. 
In London wohnen bereits 320 Menſchen in ſolchen Familienhäuſern. Jetzt will 
die Geſellſchaft mitten in der Stadt ein größeres Gebäude errichten und fordert 
die öffentliche Wohlthätigkeit, gewiß nicht vergebens, auf, die dazu nöthigen 
5 — 6000 Pfd. Sterl. aufzubringen. 

Der Graf von Powis, welcher im Oberhauſe ſich durch ſeine Vertheidigung 
der Hochkirche gegen die Reformen der neueren Zeit bemerklich gemacht hat und 
im vorigen Jahre mit dem Gemahl der Königin um die Kanzler-Würde der Uni⸗ 
verfität Cambridge konkurrirte, iſt geſtern auf feinem Landſitze Powis⸗Caſtle an 
einem Schlagfluſſe, der ihn auf der Jagd überfiel, geſtorben. 

Durch das Weſtindiſche Poſt-Dampfſchiff „Teviot“, das am 20. Dee. Cat 
Island Harbour angelaufen iſt, hatte man in New Mork Nachrichten aus Mexiko 
vom 13. und aus Veracruz vom 16. December. Der neue Engliſche Gefandte 
Herr Doyle, war am 27. Nov in Mexiko angekommen. Der Mexikaniſche 
Kongreß war endlich am 6. December in Queretaro in beſchlußfähiger Mitglieder⸗ 
zahl verſammelt geweſen, hatte aber noch keine entſcheidenden Beſchlüſſe gefaßt. 
Gerüchtweiſe war die Rede davon, daß der Regierung von Waſhington der Bors 
ſchlag zu einem in Havanna abzuhaltenden Friedens-Kongreſſe gemacht werden 
ſolle. Von Santana erfährt man auf dieſem Wege kein Wort. Paredes ſoll 
mit dem Guerillen-Chef Padre Jaranta übereingekommen fein, Hülfe bei einer 
Europaäiſchen Macht nachzuſuchen. Bon dem Amerikaniſchen Heere erfährt man nur, 
das General Patterſon mit feiner Diviſton in Mexiko angekommen, nnd daß in Rio 
Frio ein feſtes Lager zur Sicherung der Straße nach Veraeruz gebildet war. 

Die neueſten Nachrichten aus Dublin ſprechen von den Schwierigkeiten, welche 
die Entwaffnung des Landvolkes in den durch die Proklamation des Lord-Lieute- 
nauts unter das Ausnahmegeſetz geſtellten Bezirken zeige. Am 16. war deshalb 
eine ſtarke Abtheilung des 75ſten Infanterie Regiments auf der Eiſenbahn nach 
Ballybooph befördert worden und von dort nach Templemore iu der Grafſchaft 
Tipperary abmarſchirt, um dort der Polizei bei Einziehung der Waffen Hülfe zu 
zu leiſten. Zu gleichem Zwecke war kurz vorher ein aus Kavallerie, Infanterie 
und Artillerie beſtehendes Truppen-Detaſchement in die Grafſchaft Roscommon 
geſchickt worden. | 

Die „Times“ bemerken in einem leitenden Artikel über die bekaunte heftige 
Note, welche der Staatsſecretair des Aeußern, Lord Palmerſton, an den Engliſchen 
Geſandten am Griechiſchen Hofe, Herrn Lyons, zur Mittheilung an die Griechiſche 
Regierung gerichtet hat: „Die letzte Poſt von Athen hat uns eine Probe Engliſcher 
Diplomatiſcher Correſpondenz überbracht, welche wir wünſchen möchten, zur Ehre 
unſeres Landes und der Miniſter der Königin, für eine boshafte Erfindung unſerer 
Feinde anſehen zu köunen; denn wir haben felten ein Aktenſtück geleſen, welches 
angiebt, von der Regierung eines Europäiſchen Staates erlaſſen zu fein, und mehr 
der Würde des Landes wiederſpräche, in deren Namen es erlaſſen, oder mehr be⸗ 
leidigend wäre für die Regierung, an die es gerichtet iſt. Es iſt jedoch nur zu 
viel Grund vorhanden, zu befürchten, daß dieſe Depeſche doch nur ein echtes Pro⸗ 
dukt des Britiſchen Miniſters des auswärtigen Angelegenheiten iſt, und da es 
zuerſt in den Blättern der Griechiſchen Oppoſition veröffentlicht wurde, ſo zweifeln 
wir kaum, daß die Veröffentlichung deſſelben dem unvorſichtigen Eifer des Britiſchen 
Geſandten in Athen zugeſchrieben werden muß, welcher ganz unermüdlich iſt, Mittel 
aufzufinden, wie er den Hof, bei welchem er beglaubigt iſt, beleidigen konne.“ 

Bei der bevorſtehenden Entbindung Ihrer Maj. der Königin ſoll das Chlo⸗ 
roform angewandt werden. Der Entdecker dieſes Mittels, Pr. Simpſon, wird 
ſich deshalb auf einige Monate von Edinburgh nach London begeben. 

In Irland ſteigt die Noth; man hört wieder von Hungertoden. Ueberall 
werden in den unter das Zwengsgeſetz geſtellten Gegenden die Waffen eingefordert, 
deren Zahl bei dem Landvolk beträchtlicher iſt, als man erwartete, Leider dauern 
neben den Verbrechen auch die Urſachen des Verbrechens fort, jene Austreibungen, 
jenes Niederreißen der Hütten, welche die armen Iren zur Verzweiflung treiben. 

Die Regierung ſoll über die Wendung, welche die Hampdenſche Angelegen- 
heit genommen hat, ſehr niedergeſchlagen fein. Es iſt Grund, zu glauben, der 
Gerichtshof der Queens-Beuch werde feine Autorität geltend machen und die Con⸗ 
firmation des gewählten Biſchofs auf Grund des Umſtandes annulliren, daß die 
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Einſpruch thuenden Gegner der Ernennung ein Recht hatten, gehört zu werden 
und demnach jetzt noch gehört werden müßten. In dieſem Falle wird mau zu 
einer zweiten Confirmation ſchreiten müſſen. Wenn dies die Entſcheidung des 
Gerichtshofes iſt, fo wird fie das Recht der Laienſchaft begründen, gegen die bi— 
ſchöflichen Ernennungen der Krone Einſpruch zu thun, und das Recht der Kirche, 
dieſen Einſprüchen Gehör zu geben. Lord John Ruſſell wird aber dadurch der 
Königlichen Prärogative, die er ſtärken will, den größten Abbruch thun und ſie 
ſo weit beſchränken, wie ſie noch niemals beſchränkt geweſen iſt. 


5 S 
Bern, den 21. Jau. Die Geſandten von Wallis find beide plötzlich nach 
Hanſe gereiſt; über die Veranlaſſung weiß man noch nichts, jedenfalls müſſen 
wichtige Nachrichten dieſen Schritt veranlaßt haben. 

Luzern, den 19. Jan. Der Antrag der Luzerner Geſandtſchaft au der 
Tagſatzung, wegen Abberufung des Nuntius, findet hier nicht allgemeinen Bei⸗ 
fall. Der gegenwärtige Nuntius nimmt an der Politik ſehr wenig Antheil. 

Bern. — Sert dem 14. Januar war keine Sitzung der Tagſatzung. Der 
einzige intereſſante Zwiſchenfall ift ein dem Präſidenten der Tagſatzung überreich⸗ 
tes Memorial von Sir Stratford Canning der auf freundſchaftliche Weiſe allge⸗ 
meine Amneſtie und vorſichtige Behandlung der Bundesreviſions-Frage empfiehlt 
und namentlich darauf aufmerkſam macht, daß das entſchiedene Uebergewicht einer 
Partei in der Schweiz weder von Dauer ſei, noch das Glück des Landes begrün⸗ 
den könne. Sit Str. Canning dringt auf allgemeine Amneſtie, tritt gegen die den 
Sonderbunds⸗Kantonen auferlegten Oecupations-Koſten, gegen Aufhebung von 
Klöftern und gegen die Beſchlagnahme des Vermögens von Privaten und gegen 
Zwangs- Anleihen auf und ſtellt die freiwillige Mitwirkung der Kantone bei Voll⸗ 
endung der Bundes-Reviſion als unerläßlich dar. 

Der Regierungs-Rath hat auf verſchiedene Ruͤgen hin dem Direktor der Ju: 
Riz und Polizei den Auftrag ertheilt, „gegen die Verner, die im Sonderbunds— 
Feldzug die Waffen gegen ihr Vaterland ergriffen“, eine Unterſuchung einzuleiten. 
In Folge deſſen hat der Juſtiz- Direktor bereits die nöthigen Schritte gethan. 

In Bern iſt das Gerücht verbreitet, der päpſtliche Nuntius ſei abberufen und 
ihm ein Nachfolger beſtimmt worden, der in den nächſten Tagen in der Schweiz 
anlangen werde. ? 

Zürich. — Oberſt Ed. Ziegler hat bedingungsweiſe feine Entlaſſung aus 
dem eidgenöſſiſchen Stabe verlangt. 

Auch Oberſt Burckhardt ſoll ſeine Entlaſſung, man glaubt, aus ähnlichen 
Gründen wie Herr Ziegler, verlangt haben. 

Luzern. — Es iſt nun auch die ſonderbündiſche Kriegskaſſe in den Hän⸗ 
den der Tagſatzung. Dieſelbe enthielt 6000 bis 7000 Fr. in Baar, welche von 


den eidgenöſſiſchen Nepräfentanten des Kantons Luzern der Tagſatzung zur Ver⸗ 


fügung geſtellt wurden. Die Regierung von Luzern iſt den eidgenöſſiſchen Reprä⸗ 
ſentauten zu ſaumſelig in ihren Zahlungen, fe haben daher beſchloſſen, die Vers 
fügung zu treffen, daß bon nun an die im Kanton liegenden Occupations-Trup⸗ 
pen in Exekutions⸗Truppen verwandelt ſeien, und daß denſelben alſo von der 
Eidgenoſſenſchaft keine Natural: Verpflegung mehr verabreicht werde. 


5 Ag li e u. 

Florenz, den 18. Jan. (A. Z.) Dr. Roberto Berlinghieri, derſelbe, wel- 
cher hier allgemein als eine der Haupttriebfedern der Volksaufläufe in Livorno be⸗ 
zeichnet wurde, hat in der „Alba“ einen vom 11. d. M. datirten Proteft veröffent- 
licht, worin er vor Gott und Menſchen betheuert, in keinerlei Weiſe an den 
letzten Unruhen Theil gehabt zu ihaben. Die Namen der in Livorno Verhafteten 
ſind bis jetzt noch nicht durch die Preſſe veroffentlicht worden. Hier in Florenz 
haben ebenfalls in den letzten Tagen eine Menge Verhaftungen ſtattgefunden, ein 
Umſtand, welcher auffallender Weiſe von den radicalen Blättern mit ungewöhnli⸗ 
cher Ruhe und Mäßigung beſprochen wird. Die Mehrzahl der Verhafteten ber 
ſteht aus den Stimmführern der Kaffeehaushelden von Feruceio. 

Neapel, deu 12. Jannar. Die Theater-Demonſtrationen in Meſſina ſollen 
ziemlich eruſt geweſen ſein. Die Menge hatte an der Königl. Loge und an den 
Fenſtern des Königl. Palaſtes ihren Unmuth ousgelafjen und Worte ausgeſtoßen, 
die mit den Neapolitauiſchen Evvivas nichts gemein hatten; dabei wurde ein Mann 
aus dem Volke, der ſich dem Schauplatz des Auflaufs zufällig näherte, von dem 
herzuſtürmenden Militär erſchoſſen. Eine Engliſche Fregatte iſt von Neapel eilig 
nach dem Golf vom Meſſina abberufen worden, um dort die Engliſchen Intereſſen 
zu wahren. — Briefe aus Palermo vom 10. Januar ſagen: Man erwartet hier 
für die nächſten Tage einen Auflauf oder mehr, was alle Gemüther in geſpannter 
Stimmung erhält. Die Regierung wird ſich aber mit ihren impoſanten Militär⸗ 
kräften wohl vorſehen, daß die Sache nicht zur Entfaltung komme. Es muß übri⸗ 
gens jedem Beobachter einleuchten, daß die Erhaltung der Ruhe im Neapolitani⸗ 
ſchen Königreich ausſchließlich von der Treue des Militärs abhängt, und ohne fie 
Alles daſelbſt reif wäre zu einer Umwälzung, deren mögliche Folgen nicht abzu⸗ 
ſehen sind. 

Mailand, den 17. Januar. Neuere Demonſtrationen gegen die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit haben nicht ſtattgefunden. Die öffentlichen Erlaſſe, be⸗ 
ſonders der zweite des Vice «Königs vom 9. Januar, brachten die beſte Wirkung 
hervor. Tages darauf wurde an den Straßenecken ein Auſchlag gefunden: „Es 
— — Bier» König und der Mailändiſche Adel, die für Italien und die Armen 
orgen. 61 2 7 | 


Die Mailänder wollen von jetzt au ſich nur noch in einheimiſche Seide Heiz 
den und alle außer Italien erzeugten Schaf- und Baumwollenſtoffe aufgeben. 

Man hat den öffentlichen Corſo nun in den Corso porta romana zu verle⸗ 
gen angefangen und dieſen Corso Pio Nono getauft. 

Mailand, den 18. Januar. Die „Gazzetta di Milauo“ vom heutigen 
Tage bringt eine vom 9. Januar datirte Proclamation des Kaiſers Ferdinand I., 
welche die Betrübniß Sr. Kaiſerlichen Majeſtät über die aus den Jutriguen einer 
Faction hervorgegangenen Ruheſtörungen der letzten Zeit kundgiebt, an die jeder⸗ 
zeit bewieſene Sorgfalt der Kaiſerl. Regierung für die Wohlfahrt des Lombardiſch⸗ 
Venetianiſchen Königreichs erinnert, Vertrauen in die gute Geſinnung der großen 
Mehrzahl der Italieniſchen Unterthanen Sr. Majeſtät ausſpricht, zugleich aber, 
unter Hinweiſung auf die Treue der Kaiſerlichen Truppen, den feſten Entſchluß 
Sr. Majeſtät ankündigt, die Lombardiſch-Venetianiſchen Provinzen gegen jeden 
Augriff, von welcher Seite er auch kommen möge, energiſch zu vertheidigen. 


Rußland und Polen. 

Von der Polniſchen Grenze. (Schl. Ztg.) Auffallend iſt die jetzt ſtatt⸗ 
findende Rekrutenaushebung. Sie unterfcheider ſich gar ſehr von den frühern, 
bei denen in der Art verfahren wurde, daß die einzelnen Gouvernements und von 
dieſen die Bezirke aufgefordert wurden, eine gewiſſe Anzahl waffenfähiger junger 
Männer zu geſtellen. Jetzt wird jeder, der nur einigermaßen tauglich und der 
nicht durch den Staatsdienſt oder ſonſtige Privilegien von der Wehrpflicht entbun⸗ 
den iſt, ausgehoben, ſo daß ſelbſt junge Leute von 16 Jahren hiervon nicht aus⸗ 
genommen bleiben. Dieſe allgemeine Aushebung hat bereits die Gubernlal⸗Re⸗ 
gierung zu der Frage bei dem Fürften Statthalter veranlaßt, ob die Söhne der⸗ 
jenigen Beamten, die in ſolchen Rangklaſſen ſich befinden, denen Adels rechte zu⸗ 
kommen, von der Rekrutenaushebung auszunehmen ſeien. Die Antwurt darauf 
war: daß nur die Söhne derjenigen Beamten nicht zum Militärdienſte zuzuziehen 
ſeien, die die Rechte des Erbadels beſitzen, und von den Gutsbeſitzern derjenigen, 
deren Adel gemaͤß den Verordnungen vom Jahr 1836 im Betreff der Adelstechte 
anerkannt iſt. 

Amerika. 

Die Frage über die Zukunft Mexikos beſchäſtigt den Congreß lebhaft, und 
die weitern großen Ländervereinigungen entgegengeſetzte Partei kämpft ritterlich, 
wenn auch wahrſcheinlich vergeblich für ihre Meinung. Der Antrag des Hrn. 
Dickinſon, welcher in etwas verſchiedenen Ausdrücken, die im Grunde wie der 
des Herrn Calhoun darauf hinausging, Eroberung und Annexation Mexikos als 
den republikaniſchen Inſtitutionen gefährlich, und jede dahin gerichtete Politik als 
zu verderblichen Folgen führend zu erklären, kam am 20. December zur Diskuſſion 
im Congreſſe. Ein zur Majorität gehöriger Abgeordneter meinte, es verſtünde 
ſich ganz von ſelbſt, daß Mexiko nicht vernichtet werden ſolle, daran denke kein 
Menſch in den Vereinigten Staaten, und ein ſolches Votum würde nur lächerlich 
ſein. Aber Herr Calhoun antwortete ihm: Jetzt ſage man, es wäre keine Ge⸗ 
fahr weiteren Krieges, wenn die amerikaniſchen Truppen den Rio Grande hinab⸗ 
marſchirten. Früher habe man behauptet, man führe nur Krieg, um Mexiko 
zum Frieden zu zwingen. So handele es ſich nicht um das, was man jetzt wolle, 
ſondern was bei ſolchen Geſinnungen unvermeidlich eintreten müſſe. Hr. Dickinſon 
nahm am Ende ſeinen Antrag zurück. — Am 21. kam eine Petition aus Ohio 
mit der Anzeige vor, daß der Sklavenhandel in Columbia zu einer erſchreckenden 
Hohe gelangt und die Geſetze hierüber geprüft werden möchten. Ueber Mexiko 
wurden entgegengeſetzte Vorſchläge gemacht, ohne daß es zum Beſchluſſe gekom⸗ 
men wäre. — Hr. Hunt von Neuyork ſchlug vor, das Handelscomite zu bevoll⸗ 
mächtigen, einen Handelsvertrag mit Canada auf den Grund zu ſchließen, daß 
die gegenſeitigen Producte auf gleichem Fuße (mit gleichen Abgaben) in beiden 
Staaten eingeführt würden. Der Vorſchlag wurde angenommen. 

| Mie r i k d. 

Nachrichten aus Veracruz bis 7. Dec. melden, daß der Congreß-Präſi⸗ 
dent Anaya fein Amt mit einer längern Proklamation begonnen hat, aus der 
indeß nicht viel mehr zu erſehen iſt, als daß die Regierung ſich auf das Volk 
verlaſſe und daß er perſönlich niemals in einen unehrenhaften Frieden willigen 
werde. Die Wahl Anaya's war vielen Congreßmitgliedern nicht genehm, die 
ſich daher aus Queretaro entfernt haben; doch iſt noch eine hinreichende Zahl zu⸗ 
rückgeblieben, um rechtmäßige Beſchlüſſe faſſen zu können. a 


0 Vermiſehte Nachrichten. 

Poſen. — Der Nittergutsbefiger Herr Schröder, Patron der evange⸗ 
liſchen Kirche zu Pieske, Kreis Meſeritz, hat ſtatt der alten hölzernen, ganz in 
Verfall gerathenen Kirche daſelbſt eine neue Kirche nebſt Thurm, deren Koften 
eirca 12,000 Rihlr. betragen, nach einem, von dem Herrn Regierungs⸗Bau⸗ 
Rathe Bußzke gefertigten Entwurf, unter Beihülfe eines von feinem Vorbefiger, 
dem verſtorbenen Kaufmann Volmer, geſtifteten Legats, welches 4000 Rthlr. 
dazu hergegeben hat, aus eigenen Mitteln, alſo unter Erlaß der der Pfarrge⸗ 
meinde obliegenden baaren Koſten, erbaut, dieſen Bau in allen Theilen ſelbſt ge⸗ 


leitet, alle Arbeiten unter Zuziehung von Künflern und Handwerkern aus der 


Nähe und Ferne mit der größten Sorgfalt und Sachkenntniß ausgeführt und hier⸗ 
durch nicht nur einem langgefühlten Bedürfulſſe zu einem angemeffenen Gottes⸗ 
hauſe entſpiochen, ſondern auch für die dortige Gegend eine bleibende Zierde ge⸗ 


ſchaffen. Die innere Ausſchmückung der Kirche iſt vortrefflich. Altar und Kanzel 
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find im reichem Stple ausgeftattet, die Malerei im Innern gut gelungen und die 
Orgel, ein Werk der Herren Lang und Dinſe zu Berlin, vortrefflich im Klange 
und Anordnung. Herr Schröder hat keine Opfer geſcheut, durch unermüdete 
Sorgfalt den Bau innerhalb drei Jahren völlig fertig zu ſchaffen, und ſeinem 
Einfluſſe ift es zu verdanken, daß Küuftler und Handwerker, fo wie auch die Ge⸗ 
meinde, in ihren Leiſtungen zur vortrefflichen Herſtellung des Ganzen wetteiferten, 
indem er Alle für das Unternehmen zu beleben wußte. Ja, Herr Schröder hat 
ſelbſt die Gemeinde, welche übrigens bei ihrem geringen Geſpaun mit größter 
Willfährigkeit und Anſtrengung die Dienfte leiſtete, auch hierin noch unterſtützt. 
Dieſer Erweis eines regen kirchlichen Sinnes und eines gemeinnützigen Jutereſſes 
verdient die rühmlichſte öffentliche Anerkennung, indem die gedachte Kirche als 
Zeugniß dafür hingeſtellt werden kann, wie viel Patron und Gemeinde aus zu⸗ 
richten vermögen, wenn fie von ſolcher Geſinnung beſeelt, keine Opfer ſcheuen, 
um ſolche Anlagen ins Leben zu rufen, weshalb ihnen auch für alle Zeiten ein 
ehrendes Andenken dadurch geſichert bleiben wird. 

Heilbronn, den 19. Jan. Geſtern Abend wurde der Polizeidiener in 
dem benachbarten Wimpfen im Thal, der zugleich die Nachtwächterſtelle beklei⸗ 
dete, durch einen jungen, höchſt verwilderten Burſchen, welcher durch jenen ſchon 
einigemal zur Strafe gebracht wurde, wahrſcheinlich aus Rachſucht vom Fenſter 
aus durch zwei aufeinandergefolgte Schüſſe getödtet. Der Thäter, welcher drohte, 
jeden, der ihm nahe, niederzuſchießen, wurde nur mit Mühe feſtgenommen. 

Wien. — Vor einigen Tagen ſtarb hier der als Lebemann bekannte Bru⸗ 
der des großen Tondichters L. van Beethoven. Derſelbe war urſprünglich 
Apotheker und hatte ſich durch einige glückliche Spekulationen, namentlich als K. 
K. Armeelieferant, ein bedeutendes Vermögen erworben, von dem er denn auch 
auf einem anſtändigen Fuße lebte. Man fah ihn gewöhnlich in einer Equipage 
mit vier Schimmeln herumkutſchiren. 

Mit dem neuen Jahre iſt in Hamburg ein Verein in's Leben getreten, 


über den ſich die Handwerker mit Recht ſehr freuen werden, ein „Verein zur 


prompten Bezahlung der Handwerker-Rechnungen“ nämlich, deſſen Mitglieder 
ſich verpflichten, es als gute Sitte anzuerkennen und ſelbſt daran ſeſtzuhalten, 
ihre ſämmtlichen Rechnungen von Handwerkern ſpäteſtens innerhalb acht Tagen 


cher recht zahlreicher Verein beſtände, würde der überall geſunkene Handwerker⸗ 
ſtand ſich bald wieder heben. a 

Auch in Hamburg ſoll jetzt wie in Baiern Preßfreiheit für innere An⸗ 
gelegenheiten eingeführt werden. Ein Schäker nennt dies inwendige Preßfrei⸗ 
heit, wie der Charivari meldet. 

Zu einem Königsberger Bürger, ſchreibt man uns, einem ſchon be⸗ 
jahrten Herrn, der eines der anſehulichſten und rentabelſten Häuſer der Stadt 
beſitzt, kommt vor Kurzem ein Mann und macht ihm das Haus feil. Eine un⸗ 
endliche Suade auf Seiten des Käufers bewegt den alten Herrn zum Verkauf. 
Mit Tauſenden wirft der Käufer herum, als wenn's alt Eiſen wäre, die halbe 
Welt gehört ihm und er hat ſie baar bezahlt. Natürlich wird auch von der Baar⸗ 
zahlung für das qu. Haus viel ge: aber nichts verſprochen. Der Käufer hat 
dringende Geſchafte, alſo entweder gleich, oder gar nichts abſchließen, da ein 
anderes vortheilhaftes Geſchäft winkt. Für 7000 oder 8000 Rthlr. wird das 
Geſchäft abgeſchloſſen und augenblicklich der alte Herr, der noch etwas ſchwer hört 
zur Vollziehung einer Punktation oder eines Schlußzettels gedrängt, damit doch 
wegen Lebens und Sterbens etwas da iſt. In der Eile wird aber nicht geſagt, 
wann das Kaufgeld gezahlt werden ſoll. Kaum hat der Käufer den Schlußzettel 
in der Taſche, ſo eilt er in das acquiritte Haus, präſentirt ſich als Wirth, kün⸗ 
digt allen Miethern an, daß ſie an ihn zu zahlen hätten, kündigt, erhöht die 
Miethen und ſchaltet und waltet wie ein Indiſcher Nabob. Der Verkäufer er⸗ 
kundigt ſich inzwiſchen und hört zu feinem Schrecken, daß er an einen Mann ver⸗ 
kauft hat, der fo eben wegen 15 Rtlr. zum Perſonalarreſt gebracht war. Deſſen⸗ 
ungeachtet bleibt Käufer bei ſeinem Kaufe ſtehen. In der Puuftation ſei nicht 
geſagt, wann er das Kaufgeld zahlen ſolle, das Haus ſei ſein, er möge ihn ver⸗ 
klagen. Polizei und Juſtiz vermögen nichts. Der Käufer hat den Buchſtaben 
des Geſetzes für ſich und während Verkaͤufer gegen ihn klagt, hat er ſchon mehr 
als 100 Rthlr. verloren. Mit ſchwerem Gelde wurde die Sache redreſſirt und 
die Punktation (reſp. Schlußzettel) annullirt. 

Im November v. J. wurde in Leipzig in der Reichsſtraße ein Gewölbe eröff⸗ 
net mit der Firma: „Niederlage von Schuhen für kleine Damenfüße.“ Seitdem 
wird dieſe kleine Damenfußbekleidungsanſtalt von früh Morgens bis in die tief⸗ 


oder zu Anfange jedes Vierteljahres zu bezahlen. 


Wenn in jeder Stadt ein ſol⸗ 


ſte Nacht beſtürmt. 
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adttheater zu Poſen. 

Um den an mich ergangenen Wün⸗ 

& ſchen vieler Theaterfreunde zu ent⸗ 


ſprechen, habe ich die Herren Gebr. 

Schier noch auf 3 Vorſtellungen 

engagirt, von denen die erſte am 
Freitag, den 28. Januar 1848 


® 
® 
4 . 
5 ſtattfinden wird. 
Programm: & 
Der Zerriſſene. Poſſe mit Gefang in 
: . 


3 Akten von Neſtroy. b 
Vorſtellung im Gebiete des Ballet⸗ 
Tanzes und der höhern Gymna⸗ 
ſtik und Akrobatik. 

Zum Beſchluſſe: 
Zum erſten Male 


oo, 


+ der Braſilianiſche Affe. A 
Komiſch⸗pantomimiſches Ballet in 1 Akt; 28 
arrangirt vom Balletmeiſter Herrn Joſeph ® 
Schier. E. Vogt. 


TEE 


». Wobhlthärigteie 

Für die Wittwe Jander find ferner bei uns abs 
gegeben worden: 30) A. v. M. 1 Rthlr. 31) J. 
15 Sgr. 32) Hr. Kaufm. L. F. 1 Rthlr. 33) E. 
B. 20 Sgr. 34) H. 1 Rthlr. 35) Hr. Buchbin⸗ 
derm. L. J. Meyer 15 Sgr. 36) Fr. P. 1 Kthlr. 
In Summa: 33 Krhlr. 20 Sgr. c 

Fernere Beiträge werden gern entgegen genommen. 

Poſen, den 27. Januar 1848. 


Die Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Comp. 


Bekanntmachung. ö 

Die zum Nachlaſſe der verſſorbenen Seifenſtederin 
Röschen Mülldauer zu Körnik gehörige, voll⸗ 
ſtändig und vor einigen Jahren zum Theil neu ein⸗ 
gerichtete Seifenſtederei, nebſt dem, mit den erfor⸗ 
derlichen Utenſilien verſchenen Kaufladen, fo wie 
eine Familien⸗Wohnung, ſoll anderweit 

vom Iſten April 1848 

auf 3 Jahre i . 

am [ten März 1848 Vormittags 11 uhr 
auf dem Rathhauſe zu Körnik meiſtbietend vermie⸗ 
thet werden. a 

Jeder Licitant hat eine Kaution von 60 Rthlr. 


baar oder in Cours habenden Papieren zu erlegen, 
und hat der Meiſtbietende, wenn ein dem bisherigen 
Geſchäftsbetriebe entſprechendes Gebot erreicht wird, 
ſofortigen Zuſchlag zu gewärtigen. 
Schrimm „den 31. December 1847, 
Königl. Land» und Stadtgericht. 


Hagelſchaden⸗ und Mobiliar⸗Brand⸗Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft zu Schwedt a / O. 

Den unbekannten Einſender eines in Pudewitz 
unterm 23ſten November 1846 zur Poſt gegebenen, 
mit 7 Rihlr. in Kaſſenanweiſungen beſchwerten Brie⸗ 
fes erſuchen wir hierdurch, ſich unter Einſendung 
des qu. Poſtſcheins recht bald namhaft machen zu 
wollen, um ihm gedachten Betrag berechnen zu 
können. 

Schwedt, den 21. Januar 1848. . 

Die Haupt⸗Direktion. 


Für die mehrjährige unermüdete ärztliche Behand⸗ 
lung des Dr. Herrn Bros an meinem an der Aus- 
zehrung geftorbenen Vater, Schiffbaumeiſter Carl 
Mante, ſage ich hiermit meinen innigſten Dank. 

Auch ich Carl Mante, welcher das Geſchäft des 
Vaters fortfegt, verunglückte beim Schiffbau bald 
nach dem Tode des Vaters lebensgefährlich, und 
danke herzlich für die ſolide ärztliche Behandlung 
des Herrn Dr. Protz, für nun wieder hergeſtellte 
Geſundheit. 8 

Poſen, den 25. Januar 1818. 

Carl Mante. 
V l 

In meinem St. Martinſtraße No. 54/26. bele⸗ 
genen Kaufe find zu vermiethen und können fofort 
bezogen werden: 

a) eine große Wohnung in der Bel-Etage, 

) eine dto 7 „„A ten Etage, und 
zur Uebernahme von Oſtern e. ab: 

c) eine große Wohnung in der Bel-Etage, 

d) die Parterre-Wohnung links vom Eingange. 
Die Miethsverträge ſchließe ich ſelbſt ab. 

Arnold Witkow ski, 
Markt Nro. 84. erſte Etage. 


Vom Iften April c. ab iſt Vüttelſtraße No. 16. 
eine große Wohnung im zweiten Stockwerke, ſo wie 


Gerberſtraße No. 19. eine einzelne Stube zu vermie⸗ 


then. Näheres beim Wirth daſelbſt. N 


Rohr zum Dachdecken, das Schock zu 26 Sgr., 
ſteht zum Verkauf auf dem Dominio Karczewo 
bei Grätz. 


Reisſtroh- und Bordüren⸗Hüte 
erden zum Waſchen und Moderniſiren ange⸗ 


eeeeoooosooesooooosseans: 
ö w 


nommen und aufs Billigſte und Pünktli . 
7 ſorgt in der Pele neee e le A 
bei J. M. Wolff, 
früher Korzeniews ki, 
® Schloßſtraße No. 5. 6 
8 


e eee 
. Sonnabend, den 29. Januar 1848: 4 


Große Redoute im Saale des 
Hötel de Saxe. 85 


5 
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Am Abend des 25ſten d. M. iſt ein aus Granaten 
und Perlen beſtehendes Armband bei dem Heraus⸗ 
gehen aus dem Caſino⸗vokal verloren gegangen. Der 
redliche Finder wird gebeten, daſſelbe gegen eine Be⸗ 
lohnung von 2 Nthlr. in der Expedition dieſer Zei⸗ 
tung abzugeben. . 


3 Rthlr. Belohnung. 

Ein ganz goldener mafftver Siegelring mit den 
gothiſchen Vuchſtaben F. K. iſt geſtern auf der Frie⸗ 
drichsſtraße verloren gegangen. Der ehrliche Finder 
wird gebeten, denſelben gegen obige Belohnung bei 


mir abzugeben. 
C. Höfer, Goldarbeiter. 


Der Finder einer Korallen-Nadel erhält 2 Rthlr. 
Belohnung. C. Blau, 
Breslauerſtraße No. 45. 


Getreide-Marktpreiſe von Poſen, 


den 26. Januar 1848. RAR, 


(Der Scheſſel Preuß.) 2 7 J 


Weizen d. Schfl. zu 16 Mt.“ 2 2,4 2 11 1 
Roggen dito f 1 12 3 1 179 
Gerſtee. 1 1811 11 23] 4 
Hafer „ 00 — 28711 1} 1 1 
Buchweizen 11 10— 1118011 
Erben mau eheinög. 1 18,11, 1 231.4 
Fatfolfeln e % |] —IZ 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. — 27,6 1 —— 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. 5 10— 5 25— 
Butter das Faß zu 8 PfDb. 2 10.— 2l 15 


